
Etabliertes hinterfragen  
und unkonventionelle Ideen 
finden: So gelingt es dem 
Max-Planck-Institut für aus- 
ländisches und internationa-
les Privatrecht, das Recht 
fortzuentwickeln. 2026 feiert 
es sein 100-jähriges 
Bestehen.
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Die großen Themen unserer Zeit 
entfalten sich weitgehend unabhän-
gig von nationalen Grenzen“, sagt 

Biset Sena Güneş. Die Rechtswissen-
schaftlerin leitet das Kompetenzzentrum 
Türkei am Max-Planck-Institut für aus-
ländisches und internationales Privat
recht in Hamburg; sie forscht unter an-
derem zum Familien-, Erbrecht und 
Wirtschaftsrecht der Türkei, Deutsch-
lands und der EU. „Deshalb ist es für 
Forschende so wichtig, international ver-
gleichend nach Lösungen zu suchen.“ 

Besser hätte die Juristin nicht ausdrücken 
können, was Generationen von Rechts-
wissenschaftlerinnen und -wissenschaft
lern in den vergangenen 100 Jahren am 
Institut angetrieben hat. Auch Instituts-

gründer Ernst Rabel erkannte früh: 
„Der Stoff des Nachdenkens über die 
Probleme des Rechts muß das Recht der 
gesamten Erde sein.“ Rabel, Kenner des 
römischen Rechts und Bürgerlichen 
Rechts, hatte bereits 1916 in München 
das erste Institut für dieses noch recht 
neue Fach in den Rechtswissenschaften 
gegründet: die Rechtsvergleichung. Für 
ihn war klar, dass der Blick allein in das 
deutsche Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) 
nicht ausreicht, um drängende Fragen 
der Zeit zu beantworten. 

Mit dem Versailler Vertrag und unter dem 
Eindruck der Weltwirtschaftskrise von 
1923 stieg der Bedarf an wissenschaft
licher Kompetenz bei grenzüberschrei-
tenden Streitfällen, die von bilateralen 
Schiedsgerichten geklärt wurden. Ende 
1924 war mit dem Institut für Interna
tionales Öffentliches Recht und Völker-
recht unter Viktor Bruns das erste 
Rechtsinstitut der Kaiser-Wilhelm-Ge-
sellschaft (KWG) gegründet worden. Es 
lieferte dem Auswärtigen Amt Expertise 
über die Rechtssysteme der Sieger-
mächte im Öffentlichen Recht. Doch 
früh zeigte sich, dass die Belange der 
Wirtschaft andere juristische Kennt-
nisse benötigten.

Recht 
ungewöhnlich

Ist der Pflichtteil bei einer Erb­
schaft noch zeitgemäß, wer haftet 
für Klimaschäden, und braucht das 
Recht Skandale, um sich weiter­
zuentwickeln? Forschende am Max- 
Planck-Institut für ausländisches 
und internationales Privatrecht 
denken das Recht voraus – wie 
einst Institutsgründer Ernst Rabel 
vor 100 Jahren.

Text: Michaela Hutterer
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Wer etwa 1925 in Deutschland eine Ma-
schine bauen und nach Frankreich liefern 
wollte, kam mit einem Übersetzer allein 
in den Verhandlungen nicht weit – eben-
so wenig half ein Anwalt, der nur das 
deutsche Recht kannte. Hinzu kamen die 
Regeln des Finanzmarkts für die Unter-
nehmen, meist nach US-amerikanischem 
Recht. Zulieferer aus dem Ausland poch-
ten auf ihr eigenes Recht. Stammte etwa 
der Stahl aus den Gebieten links des 
Rheins, galt unter Umständen der franzö-
sische Code civil; lieferte Italien Bestand-
teile, kam der Codice civile von 1865 ins 
Spiel, der in vielem dem französischen 
Vorbild ähnelte, aber nicht in allem. Es 

war in solchen und ähnlichen Fällen nötig 
zu bestimmen, welches Recht anwendbar 
war, das ist eine Aufgabe des internationa-
len Privatrechts, und dann dessen Inhalt 
zu bestimmen – eine Aufgabe der Rechts-
vergleichung.

Um ein wissenschaftliches Fundament für 
beides zu schaffen, wurde im Januar 1926 
für die internationalen und ausländischen 
Belange des Privatrechts ein eigenstän
diges Institut ins Leben gerufen. Am  
1. April 1926 nahm es im Berliner Schloss 
die Arbeit auf – unter der Leitung von 
Ernst Rabel. Von Beginn an verfassten die 
Mitarbeitenden des Instituts neben ihrer 

Forschung auch Gutachten für Gerichte 
und Verbände; finanzielle Unterstützung 
kam von einem Förderverein unter Betei-
ligung der deutschen Wirtschaft.

Gründungsdirektor Ernst Rabel verband 
dabei wissenschaftliche Exzellenz mit in-
ternationalem Weitblick. Die von ihm be-
gründete moderne Rechtsvergleichung 
wurde zum wissenschaftlichen Kern des 
Instituts. Rabel initiierte den Aufbau so-
genannter Länderreferate, die Auskunft 
über Rechtsentwicklungen, wichtige Ge-
setze, Erlasse, Entscheidungen und Lite-
ratur zu den jeweiligen Ländern geben. 
Ihre Ergebnisse publizierten die For-

Berliner Stadtschloss: Das Institut nimmt im April 1926 
seine Arbeit im Gebäudeteil vorne links auf. 
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schenden ab 1927 als Länderberichte in 
der Institutszeitschrift – heute als Rabels 
Zeitschrift für ausländisches und interna­
tionales Privatrecht bekannt. 

Mit zwei juristischen Instituten in zwei Jah-
ren steigerte sich die Anzahl der geistes-
wissenschaftlichen Institute in der primär 
naturwissenschaftlich geprägten Kaiser-
Wilhelm-Gesellschaft auf vier. Heute 
zählt die Max-Planck-Gesellschaft acht 
juristische Forschungsinstitute mit unter-
schiedlichen Schwerpunkten. 

Talentschmiede  Talentschmiede  
und Expertiseund Expertise

Unter Ernst Rabel entwickelte sich das  
Privatrechtsinstitut schnell zur Talent-
schmiede und zu einem führenden Zen
trum für internationales Privatrecht (IPR) 
und Rechtsvergleichung. Nach der Macht- 
übernahme durch die Nationalsozialisten 
fanden zahlreiche Karrieren herausragen-
der Forscher „nicht-arischer Abstammung“ 
ein jähes Ende – Rabel selbst traf es 1937, 
er emigrierte 1939. Seinem Nachfolger 
und langjährigen Forschungskollegen 
Ernst Heymann gelang es, das Institut in 
den Folgejahren als „kriegswichtig“ zu 
profilieren; wissenschaftliche Referenten 
siedelten die Bibliothek nach Tübingen 
um und retteten sie.

Rabel arbeitete im Exil in Michigan/USA 
und nach seiner Rückkehr an das Institut  
an seinen Hauptwerken im Bereich des 
Kaufrechts und des internationalen Ver-
tragsrechts. Auf ihnen basieren noch heute 
Regelungen, die einheitliche Bestimmun-
gen für grenzüberschreitende Kaufver-
träge vorsehen – so im UN-Kaufrecht 

von 1980. Letzteres hatte zugleich prägen-
den Einfluss auf die Entwicklung des  
EU-Rechts, das unter anderem den Ver-
kauf von Verbrauchsgütern regelt. 

Das Recht in Deutschland, Europa und 
weltweit unterlag stetem Wandel. Mit der 
Schaffung des europäischen Binnen-
markts entfielen viele Rechtsprobleme aus 
der Gründungszeit, neue Fragen und 
Forschungsfelder taten sich auf. Auch 
wurden andere als europäische Länder 
immer wichtiger.

2026 feiert das Institut jedoch nicht nur  
sein 100-jähriges Bestehen, sondern auch 
70 Jahre Hamburg: 1956 finden das Ins
titut und die Bibliothek, mittlerweile in 
die Max-Planck-Gesellschaft eingeglie-
dert, wieder eine Heimat – dieses Mal in 
der Hansestadt. Sie stellt das Grundstück 
und finanziert den Neubau nahe der  
Außenalster.

Über die Jahre hat sich der wissenschaft
liche Fokus am Institut immer wieder ver-
ändert. Jede Direktorin und jeder Direk-

tor bringt eigene Schwerpunkte mit –  
und denkt das Privatrecht auf eigene 
Weise voraus. „Wir nehmen drängende 
Fragen für die Gesellschaft in den Blick 
und suchen nach juristischen Antworten 
auf politische, gesellschaftliche und juris-
tische Entwicklungen weltweit“, erklärt 
Ralf Michaels, der im Jubiläumsjahr ge-
schäftsführender Direktor ist. „1926 lag 
der Fokus eher auf nationalen Rechts
ordnungen und Rechtsvereinheitlichung. 
Heute haben wir ein weiteres Verständnis 
von Recht und Internationalität.“ Dabei 
hilft die Rechtsvergleichung. So lassen 
sich nicht nur konkrete Fragen beantwor-
ten, etwa danach, wie Verträge in der  
Türkei oder in Deutschland geschlossen 
werden. Es lassen sich auch ganze Rechts-
systeme und Methoden der Auslegung 
untersuchen, etwa EU-Recht und Com-
mon Law (anglo-amerikanisches Fall-
recht), um Bedarf und Sinnhaftigkeit 
neuer oder Änderung bestehender Rege-
lungen zu erkennen.

Aber auch die Anforderungen an die Gesell-
schaft verändern sich: Polykrise, gesell-
schaftlicher Umbruch und technologi-
scher Fortschritt fordern Antworten, die 
das Recht immer wieder finden muss. 
Neu hinzugekommene Materien wie 
Rechtsökonomie, Nachhaltigkeitsrecht, 
dekoloniale Rechtsvergleichung, globale 
Rechtspluralität sowie das Recht der Per-
son, der Familie und des privaten Lebens 
geben der Forschungsagenda des Insti-
tuts eine bislang unerreichte Vielfalt. Im 
Bewusstsein, dass zur Lösung aktueller  
Problemstellungen auch außerrechtliche 
Perspektiven erforderlich sind, wird der 
seit Langem gepflegte interdisziplinäre 
Ansatz kontinuierlich ausgeweitet. Das 
zeigen auch aktuelle Forschungsvorhaben 
am Institut. 

„Jede Horizont- „Jede Horizont- 
erweiterung ist erweiterung ist 

für Juristen für Juristen 
lohnenswert.“lohnenswert.“

Ernst Rabel
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Privatrecht der Privatrecht der 
Zukunft Zukunft 

In einem groß angelegten Projekt unter-
sucht Direktor Holger Fleischer Ursachen 
und Wirkungen von Unternehmensskan-
dalen. Ob Bilanzfälschung bei Nordwolle 
und Bankenpleite 1931 oder der Zusam-
menbruch des Wirecard-Konzerns: Die 
Abläufe von Skandalen ähneln sich. Nach 
der Enthüllung folgen Empörung und 
Schuldzuweisungen; auf die Gerichts
verfahren folgen Reformgesetze. Braucht 
das Unternehmensrecht also Skandale? 

„Die Forschung zeigt, dass solche Ereig-
nisse die Entwicklung des Aktien- und 
Kapitalmarktrechts wesentlich beein-
flusst haben“, antwortet der Jurist und 
Ökonom. Mehr als 20 Fälle wird er mit 
seinem Team am Ende analysiert haben – 
im historischen und internationalen Ver-
gleich.

Direktorin Anne Röthel nimmt Rechtsvor-
stellungen über Familie, Kindschaft und 
Erwachsenenschutz in den Blick: „Warum 
unterscheiden manche Rechtsordnungen 
zwischen Abstammung und Adoption?“, 
fragt die Juristin, die stark interdiszipli-
när forscht. Sie untersucht Funktion und 
Haltung zur Adoption im Wandel der 
Zeit. Das Instrument zur Familienerwei-
terung gibt es bereits seit der Antike. Ihr 
Forschungsziel: ein besseres Bild davon 
zu erhalten, wann Adoptionen als gelun-
gen oder umgekehrt als problematisch  
angesehen werden. „Langfristig geht es 
mir um die Aufklärung impliziter An-
nahmen von Rechtsordnungen darüber, 
was Familie ausmacht und worauf Rechts-
vorstellungen zu Verwandtschaft gegrün-
det werden.“

Auch das Erbrecht setzt auf Verwandt-
schaft und schränkt den Erblasser in der 

Vermögensverteilung für den Fall seines 
Todes ein. Das BGB sichert den nächsten 
Angehörigen – Ehegatten und Kindern – 
feste Quoten am Nachlass. „Vieles spricht 
dafür, dass das Pflichtteilsrecht nicht 
mehr zeitgemäß ist“, stellt Reinhard  
Zimmermann, emeritierter Direktor des 
Instituts, fest. So sind Kinder zumeist  
erwachsen und haben eine wirtschaftli-
che Eigenständigkeit erreicht, wenn ihre 
Eltern sterben. Wer jedoch Unterhaltsan-
sprüche gegen den Erblasser hatte, könnte 
auch im Erbfall entsprechend unterstützt 
werden. Zimmermann und sein Team  
haben einen Vorschlag für einen Gesetz
entwurf erarbeitet, der Erblassern mehr 
Freiheit bei der Testamentserstellung 
und gleichzeitig bedarfsgerechten Schutz 
gewährt. 

Keine Schere  Keine Schere  
im Kopfim Kopf

Am Institut wird die ganze Bandbreite des 
Zivilrechts erforscht. So etwa die Frage, 
ob und welche finanzielle Verantwortung 
Unternehmen als Emittenten klimaschäd- 
licher Treibhausgase haben. „Im Zivil-
recht gilt der Grundsatz: Der Verursa-
cher haftet und muss zahlen“, sagt Jurist 
Vincent Hoppmann. Nur: Genügen Zer-
tifikate oder braucht es vollständige CO₂-
Vermeidung – und was müssten Unter-
nehmen als Wiedergutmachung für ihre 
Emissionen leisten? 

Mit Rechtsvergleichung lassen sich auch 
unkonventionelle Themen anpacken – 
etwa die Frage, ob die Natur oder Teile 
davon eigene Rechte haben und damit ei-
genständig klagen könnten, etwa um 
Schutz gegen Umweltzerstörung zu er-
halten. „Gerichte in Südamerika haben 
bereits Wäldern eigene Rechte zugestan-
den“, sagt Direktor Ralf Michaels und 

verweist auf die Rechtsanschauung man-
cher indigenen Gemeinschaften: „Ich bin 
der Fluss, der Fluss bin ich.“ Ein Ge-
danke, der im deutschen Recht mit seinen 
klar definierten Formvorgaben für juris-
tische Personen, wie etwa die Aktienge-
sellschaft oder die GmbH, bislang fremd 
ist. „Eine AG kann klagen und verklagt 
werden, weil ein Gesetz ihr diese Rechte 
als ‚juristische Person‘ gewährt. Flüsse, 
Strandabschnitte oder Wälder sind bei 
uns keine Rechtssubjekte.“ Wäre die Elbe 
ein solches: Könnte sie dann klagen, und 
wenn ja, worauf? Wer träte vor Gericht 
auf: die Anwohner, die Kommunen oder 
Vertreter des Landes, das sie gerade 
durchfließt? 

Die Forschung an solchen Fragen erfordert 
größtmögliche Unabhängigkeit, eine vor-
schnelle politische Wertung verbietet sich. 
So haben die Forschenden nicht die 
sprichwörtliche Schere im Kopf, mit der 
ungewohnte Ideen oft niedergeschmettert 
werden. Es sind vielmehr die klassischen 
Tugenden der Wissenschaft, die zählen: 
Woraus könnte sich das Recht ergeben, 
worauf stützten die Richterinnen und 
Richter in manchen Teilen Südamerikas 
ihre Entscheidung, als sie dieses Recht 
etwa dem Amazonas gewährten? Welches 
Verständnis von Mensch und Natur liegt 
dem zugrunde? Welche Rechtsordnungen 
kennen die Natur als Rechtssubjekt, und 
in welcher Form? 

Ähnliche Vorstellungen lassen sich auch bei 
Tieren nutzen, die im deutschen Recht 
Schutzobjekt sind, aber ihre rechtlichen 
Interessen nicht selbst geltend machen 
können. Könnte etwa ein Hund sein nach-
lässiges Herrchen verklagen? Könnte er 
erben, wie sich manch ein Hundebesitzer 
das wünscht und verfügt – und dadurch 
im Zweifel den Tierschutzverein zum  
Erben eingesetzt hat? Felix Aiwanger be-
schäftigt sich mit dem Prinzip der Rechts-
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subjektivität. Mit Blick auf Organismen, 
Roboter, künstliche Intelligenz oder 
Kunstwerke könnten so Lösungen für ju-
ristische Probleme der Gegenwart und 
nahen Zukunft entwickelt werden. 

Kompetenzzentren Kompetenzzentren 
für ausländisches für ausländisches 

RechtRecht

Auch 100 Jahre nach der Gründung ist  
die Erforschung wissenschaftlich beson-
ders interessanter Rechtsordnungen ein 
Schwerpunkt der Institutsarbeit. Das Ins-
titut zählt sechs Kompetenzzentren, die 
ausländisches Recht langfristig analysie-
ren und daraus Lösungen für die Fort
entwicklung des Rechts erarbeiten. Dabei 
sind vor allem die Länder interessant,  
für die besondere rechtliche, sprachliche 
und kulturwissenschaftliche Kenntnisse 
erforderlich sind. So fragt die Leiterin des 
Kompetenzzentrums Afrika, Kwamou 
Eva Feukeu, wie wirtschaftliche Wert-
schöpfung in Afrika rechtlich geschützt 
werden kann, wenn das Wirtschaftsrecht 
vieler afrikanischer Staaten unter dem 
Einfluss privatwirtschaftlicher Akteure 
steht – und von den Interessen großer 

multinationaler Konzerne geprägt wird. 
Ihre Kollegin Ruth Effinowicz unter-
sucht, wie das Recht in Japan auf den 
Wandel des traditionellen Familienbildes 
reagiert. Andere Kompetenzzentren be-
handeln das Recht in der Türkei, China 
und Korea, in Lateinamerika und in der 
islamischen Welt – und eines beschäftigt 
sich mit den Fragen, die die Ermittlung 
und Anwendung ausländischen Rechts 
selbst aufwirft.

Mit der Expertise des Instituts sind in  
den vergangenen Jahrzehnten viele Pro
bleme gelöst worden. Rechtsvergleichung 
bleibt auch 100 Jahre nach Gründung ein 
wichtiges Element der juristischen For-
schung. Sie möchte Antworten für eine 
Welt finden, in der technologische Um-
brüche, Klimawandel, geopolitische 
Spannungen, die Abkehr von völkerrecht-
lichen Prinzipien und gesellschaftlicher 
Wandel neue Sicht- und Herangehens
weisen erfordern. „Any enlargement of 
the lawyer’s horizon will bear reward“, 
sagte Rabel in einer Vorlesung im Jahr 
1944 im US-Exil. Übersetzen ließe sich 
das mit: „Jede Horizonterweiterung ist 
für Juristen lohnenswert.“ Erst recht, 
wenn sie wie Rabels Nachfolgerinnen und 
Nachfolger über den (juristischen) Teller-
rand hinausblicken.  

Direktorium: Ralf Michaels,  
Anne Röthel und Holger Fleischer 
(von links) forschen mit  
ihren Teams an wichtigen Fragen 
der Zeit.

Glossar

RECHTSVERGLEICHUNG
Bei dieser rechtswissen- 
schaftlichen Methode werden 
Rechtsordnungen (Gesetze  
und Rechtssysteme) verschie
dener Staaten oder Regionen 
miteinander verglichen, um 
Unterschiede und Gemeinsam-
keiten zu erklären. Neben dem 
Erkenntnisziel dient sie auch 
dazu, Gesetze zu verbessern 
oder Rechtsnormen international 
zu harmonisieren.

RECHTSSYSTEM
Es beschreibt die Gesamtheit 
der Normen (Gesetze, Verord-
nungen und Satzungen) eines 
Landes. Das Rechtssystem wird 
dabei traditionell in Privatrecht 
und Öffentliches Recht unterteilt.

PRIVATRECHT (ZIVILRECHT)
Es regelt die Rechtsbeziehungen 
natürlicher und juristischer 
Personen (Bürgerinnen und 
Bürger, Unternehmen) unterein-
ander. Seine Regelungen stehen 
traditionell vor allem im Bürger-
lichen Gesetzbuch (BGB), 
mittlerweile immer mehr auch  
in europäischen Normen.

ÖFFENTLICHES RECHT
Dieser Bereich regelt das Ver- 
hältnis zwischen dem Staat und 
seinen Bürgerinnen und Bürgern. 
Es regelt auch das Verhältnis 
staatlicher Organe untereinander. 
Über allem steht das Grund- 
gesetz. Auch das Strafrecht zählt 
zum Öffentlichen Recht.
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